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Eine Denkſchrift.
II.

Eine weitere in der Denkſchrift aufgeworfene Frage
iſt die folgende: „Jſt es mit den Aufgaben des
öffentlichen Anklägers vereinbarlich, daß derſelbe die
olitiſche Ueberzeugung eines Angeklagten als Grund
ür eine Beſtrafung bezw. als eine härtere Beſtrafung

in öffentlicher Gerichtsſitzung geltend macht?“
Der Anlaß zu dieſer Frage waren folgende Vor-

kommniſſe: Einer der „Echo“Redakteure, Genoſſe
Stengele, erhielt einen auf 14 Tage lautenden ſtraf-
richterlichen Befehl, weil er in einem im übrigen ſehr
objektiven Bericht im „Echo“ über Maßregelungen von
Werftarbeitern bei Gelegenheit der Feier des 1. Mai
auch der Thatſache Erwähnung gethan, daß eine die
Angelegenheit regelnde Kommiſſion beſchloſſen habe, die
Namen derjenigen zu veröffentlichen, welche ſich nicht
mit ihren Kollegen ſolidariſch erklärt haben. Hierin
wurde ein Vergehen gegen S 153 erblickt. Genoſſe
Stengele erhob hiergegen Einſpruch, um ſo mehr als
Blätter, welche dieſelbe Thatſache veröffentlichten,
von dieſer Maßregel verſchont blieben. Jn der be
treffenden Gerichtsverhandlung beantragte der Amts
anwalt ſogar eine noch höhere Strafe (1 Monat) und
begründete dieſen Antrag damit, daß das „Echo“ in
der „guten Geſellſchaft“ nicht geleſen und das in dem
Blatte enthaltene ſozialdemokratiſche Gift in die Reihen
der „ordentlichen Arbeiter“ getragen werde, und es ſei
deshalb „etwas Anderes“, wenn in „janſtändigen
Blättern“ derſelbe Bericht enthalten geweſen ſei. Das
Urteil ging über den ſtaatsanwaltlichen Antrag noch
hinaus und lautetete auf 6 Wochen Gefängnis.

Ein zweites Vorkommnis iſt folgendes: Gegen
den verantwortlichen Redakteur des „Hamburger Echo“,
Gen. Otto Stolten, wurde ebenfalls wegen Ver
gehens gegen S 153 der G. O. verhandelt (22. Aug.).
In einer Mitteilung der Lohnkommiſſion des Zentral-
vereins deutſcher Böttcher an die Küper Deutſchlands
unter „Lohnbewegung“ wird von der Filiale Hamburg
über ſechs namhaft gemachte Fabriken und Küperwerk-
ſtätten die Sperre verhängt, weil von einigen Unter
nehmern Kollegen wegen der Feier des 1. Mai gemaß-
regelt und von anderen der übliche Minimallohn von
4,50 M. pro Tag nicht bezahlt wurde. Hierin wurde
nach S 153 G. O. eine Verrufserklärung der betreffenden
Arbeitgeber erblickt. Jn der Verhandlung erklärte der
Amtsanwalt, der angeklagte Redakteur ſei mit Rückſicht
auf die Tendenz des Blattes, das gewohnheits-

mäßig zum Streiken aufhetze und Unfrieden ſtifte, zu
beſtrafen. Der Gerichtshof ſolle ſich nicht durch ein
freiſprechendes Urteil in einem ähnlichen Falle leiten
laſſen, er hoffe vielmehr, daß das Gericht zu einer
Verurteilung des Angeklagten gelangen werde, wie
er das auch von dem Landgericht bei etwa gegen
das Urteil eingelegter Berufung erwarte. Äls
der angeklagte Gen. Stolten der Auffaſſung des Amts
anwalts über den S 153 entgegentrat, glaubte der
letztere dieſe Anſichten als „Unſinn“ bezeichnen zu
dürfen. Das Gericht gelangte jedoch zu einem frei
ſprechenden Erkenntnis.

Ueber dieſe Taktik des Amtsanwalts hatte das
„Echo“ bezüglich des erſten Falles eine längere Kritik
geübt, welche ſie in folgenden Stellen der Denkſchrift
beigiebt:

„Aber es giebt doch auch eine allgemein rechtliche Grenze
gegen den Mißbrauch der Tendenz in politiſchen Prozeſſen,
eine Grenze, die zu reſpektieren das Anſehen der Juſtiz ſelbſt
gebietet. Soll die Rechtspflege nach den trefflichen Worten
Heinrich Simons dieſes hochgeachteten Mitgliedes des
preußiſchen Richterſtandes wirklich als die „erhabenſte aller
menſchlichen Einrichtungen“, als die „Seele der ſittlichen Welt“
gelten, ſo muß ſie ſelbſtändig und unabhängig ſein. Jawohl,
unabhängig, aber nicht nur von dem Einfluß realer Macht,
ſondern auch vom Vorurteil, von der eigenen politiſchen An
ſicht eines Staatsanwalts oder der Richter. Jn dem Augen
blicke, wo der Vertreter der öffentlichen Anklage einem poli
tiſchen Gegner gegenüberſteht, wo die Richter über einen ſolchen
abzuurteilen hat, müſſen und ſollen ſie die moraliſche Kraft
haben, ſich frei, unabhängig zu machen von der eigenen poli
tiſchen Meinung, welche der des Angeklagten ungünſtig iſt.
Der reale Thatbeſtand, nichts mehr und nichts weniger,
ſoll Jnhalt der Verhandlungen und des Urteils ſein. Denn
welche politiſche Richtung im Rechte iſt, welche ſozialpolitiſchen
Jdeen und Beſtrebungen anzuerkennen ſind, das kann kein
Staats oder Amtsanwalt und kein Richter entſcheiden, es
ſei denn, daß jeder ihrer politiſchen Gegner ein Verbrecher
iſt. Nicht den politiſchen Gegner ſoll die Juſtiz im Angeklagten
ſehen, ſondern lediglich den Staatsbürger, der beſchuldigt iſt,
gegen ein beſtimmtes Geſetz verſtoßen zu haben. Es erſcheint
geboten, wieder einmal zu erinnern an ein Urteil, welches von
preußiſchen Richtern im Jahre 1842, alſo noch während der
Herrſchaft des Abſolutismus, gefällt wurde; wir meinen das
Urteil des damaligen höchſten Gerichtshofes in Preußen, des
AppellationsSenats des Kammergerichts im Prozeß Jacoby.
Darin heißt es:

„„Ob die politiſche Anſicht des Angeklagten eine begründete
iſt, hierüber zu urteilen geziemt dem Richter nicht. Prinzipien
fragen der Politik, Grundſätze des öffentlichen Wohles, Er
örterungen über Gediegenheit und Verwerflichkeit von Staats
einrichtungen und Verfaſſungen können nicht Gegenſtand richter
licher Entſcheidung ſei. Erörterungen der Art gehören einem
Gebiete an, von dem die richterliche Wirkſamkeit ausgeſchloſſen
iſt, und deshalb ſich fernhalten muß. Die Meinung als ſolche
iſt kein Verbrechen, ſie kann nur ſtrafbar werden durch die
Form, in welcher ſie in die Oeffentlichkeit tritt und durch die

Abſicht, die bei der Veröffentlichung vorwaltet. Vorwurf
richterlicher Entſcheidung kann daher auch nur die Form und
die Abſicht werden, und je ſchwieriger es iſt, den Jnhalt hier-
bei zu ſondern, um ſo ſtrenger wird für den Richter die Ver
pflichtung ſein, ſich ſelbſt zu überwachen, damit die Selbſt
ſtändigkeit und Unabhängigkeit ſeines Urteils vor dem Einfluß
ſeiner eigenen Ueberzeugung gewahrt werde.

„Was hier vom Richter geſagt iſt, das gilt auch für den
öffentlichen Ankläger.“

Die Denkfſchrift ſpricht ſchließlich die Hoffnung aus,
daß der Anwaltstag die oben aufgeworfene Frage ver
neinen und die Kritik des „Echo“ als berechtigt
anerkennen werde. Jm entgegengeſetzten Falle ſchwebte
jedes oppoſitionelle Blatt beſtändig in Gefahr, öffentlich
angeklagt zu werden wegen Mitteilungen, die die den
Parteiſtandpunkt des Anklägers vertretende Preſſe von
einer Anklage befreien. Unter ſolchen Umſtänden kann
von „Rechtsſicherheit“ und „Gleichheit vor dem Geſetz“
keine Rede ſein.

So die Denkſchrift. Man darf geſpannt ſein, welchen
Standpunkt der Parteitag zu dieſer Frage einnimmt.
Wir wollen nur noch anfügen, daß auf eih von der
Redaktion des „Echo“ an den Anwaltstag gerichtetes
und von Dr. Poelchau- Hamburg verleſenes Schreiben,
in welchem von der Zuſendung einer Anzahl Exemplare
jener Denkſchrift Mitteilung gemacht wird, der Vor
ſitzende Dr. Wolffſohn bemerkt, der Vorſtand müſſe
es ablehnen, irgend eine Verantwortlichkeit für Form
und Jnhalt zu übernehmen, da er ſie vorher garnicht
geſehen habe. Wir ſind überzeugt, daß die eingewendeten
Bedenken unbegründet ſind. Ueber die Sache ſelbſt
iſt nicht geſprochen worden.

Die Revolution im Kanton Teſſin.
Das enfant terrible der Schweiz, der Kanton Teſſin,

ſteht zur Abwechslung wieder einmal auf der Tages-
ordnung; eine regelrechte, wenn auch im großen und
ganzen unblutige Revolution hat ſich äußerlich voll-
zogen und die Störung der geſetzlichen Ordnung hat
eine Jntervention der Bundesbehörden veranlaßt.
Dieſe mußten ſchon vor anderthalb Jahren, anläßlich
der Neuwahl des Kantonsrates (Landtages) im März
1889 intervenieren, wo blutige Ereigniſſe zu erwarten
ſtanden, aber dann glücklicherweiſe vermieden werden
konnten. Die Urſache aller dieſer Erſcheinungen iſt
das vollſtändig faule Regierungsſyſtem, das die Kleri-
kalen, Pfaffen und gleichgeſinnte Advokaten an der
Spitze, ſeit Jahren praktizierten. Bei der vorjährigen
Kantonsratswahl verſuchte die Regierung, viele hunderte
Bürger wegen ihrer liberalen Geſinnung durch eine

Ein Francillon Abend.
Von Martha Hellmuth.

Das kleine, elegante Theater war dicht gefüllt, ob-
wohl man das ſonderbare Stück, das ſo viel Beifall
und Entrüſtung hervorgerufen, ſeit Monaten ſchon all
abendlich ſpielte. Einen großen Teil des Publikums
trieb das dunkle Verlangen ins Theater, die nackten
Cynismen, von welchen in Berlin die abenteuerlichſten
Gerüchte umliefen, mit eigenen Ohren zu hören, und
nur die wenigſten Zuſchauer beſeelte der Wunſch, die
ſo oft beleuchtete und nie genugſam erhellte Ehefrage
einmal von einem ganz neuen Geſichtspunkte aus zu
betrachten und zu erörtern.
Zu dieſen Ausnahmen gehörten zwei junge Frauen,

die in der Proſzeniumsloge ſaßen und den Vorgängen
auf der Bühne mit geſpannter Aufmerkſamkeit folgten.
Beide hatten bedeutende Geſichter: die Aeltere bot mit

ihrer C Geſtalt einen erfreulichen Anblick
vollſter Lebensfriſche, ihre ſchönen blauen Augen ſchauten
klar und ernſt drein, die vollen Lippen atmete geſunde
Sinnlichkeit, ihr Geſicht zeigte Verſtand, Würde, heitere
Sicherheit. Die andere, klein und ſchmächtig, war
bleich und etwas ſchwermütig im Ausdruck, ihren
langgeſchnittenen braunen Augen ſah man an, daß ſie
oft geweint, ihren feinen, nervöſen Lippen, daß ſie viel
geſeufzt und oft in bitterem Seelenkrampf ſich zu
ſammengepreßt hatten; ihr Geſicht war gedankenvoll

und traurig und auf ihre hohe Stirn hatten Sorgen
und ſ,lafloſe Nächte ihre untrüglichen Spuren ge-
zeichnet. Doch leuchtete aus ihren ſehnſuchtsvollen,
fragenden Blicken heute ein freudiger Glanz, wie es
klugen Menſchen eigen iſt, wenn die Sprache eines ver
wandten Geiſtes in ihre Seele dringt.

„Wie kann man dies Stück nur frivol nennen,“
wandte ſich die kleine Blaſſe nach dem erſten Akte an
ihre Nachbarin „ich finde es, trotz ſeiner kleinen Aus
wüchſe und der oft zügelloſen Sprache, ſittlich im
tiefſten Kern. Was denken Sie, Frau Regina?“

„Sie haben ganz recht, liebe Sophie,“ erwiderte
die andere mit voller, tiefer Stimme; „das, was die
arme, kleine Frau da auf der Bühne ſagt, das haben
alle mehr oder weniger empfunden wir alle haben
dieſe heimlichen Schamthränen geweint, als uns das
große Geheimnis des Lebens aufging und glücklich jede
von uns, der ein treuer edler Gefährte zur Seite ſtand
bei dieſem jähen, ſchauerlichen Sturz von der Höhe der
Mädchenträume in die rauhe Wirklichkeit

„Ja,“ ſagte Sophie, „auch ich erinnere mich meiner
erſten Ehezeit mit Grauen. Jch weiß nicht, ob ich eine
beſonders ſchwere ernſte Natur bin, oder ob es jeder
ſo geht; ich war namenlos unglücklich! Je reiner und
himmliſcher ich mir die Liebe geträumt, deſto fürchter
licher war die Erkenntnis. So muß der Jüngling von
Sals empfunden haben, als er das verſchleierte Bild
enthüllte! Wie traurig und entwürdi iſt es, daß
nicht ein reiner Jüngling die keuſche Jungfrau chelicht,

r

ſondern daß in der Erinnerung des Mannes ſich das
Bild der Gattin mit den üppigen Gaukelbildern all
der Hetären vermiſcht, die er ſchon in ſeinen Armen
gehalten. Entweder er hat für die eine oder die
andere auch etwas wie Liebe empfunden dann muß
er mißtrauiſch werden gegen die Echtheit und Dauer
eines Gefühls, das ſolcher Wandlungen und Jrrungen
fähig iſt oder er hat ſie nur beſeſſen, um ſeine
Sinnlichkeit zu befriedigen und dann muß ſich ihm auch
in der Ehe der Vergleich aufdrängen zwiſchen jenenverlorenen käuflichen Geſchöpfen und der Frau, die ſich

ihm hingiebt. Und die Frau ſelbſt! Wie erniedrigtmuß ſie ſich erſcheinen, wenn ſie an ihre Vorgängerinnen

denkt! Die Türken haben wenigſtens ehrliche Viel-
weiberei, eine Sultanin, deren Kinder Erbrecht beſitzen
und daneben beliebig viel Sklavinnen; bei uns heuchelt
man Monogamie, die in den ſeltenen Fällen beſtändig
durchgeführt wird.“

Frau Regina lächelte über den Eifer ihrer Freundin.„Liebes Kind, ſagte ſie, „über dieſe Dinge muß

man ſo ernſthaft nicht nachdenken. Man macht ſich
nur unglücklich, wenn man an der Möglichkeit wahrer
Liebe zweifelt. Jch zerbreche mir nicht ſo viel den
Kopf, ich lebe und liebe friſch drauf los, mein Jüngſtes
wird nächſtens ein Jahr und ich habe es ebenſo närriſch
lieb, wie mein i ich habe acht Kinder und wäre
nicht böſe, wenn ich ein Dutzend hätte, vorausgeſetzt,
daß mein Mann ſie ernähren kann“. (ESchluß folgt.)



gewaltthätige Auslegung des Geſetzes ihres Stimm-
rechtes zu berauben. Durch eine geradezu nieder-
trächtige Wahlkreiseinteilung wurden die Liberalen die
über die gleiche Parteiſtärke wie die Pfaffen verfügen,
auf etwa ein Viertel der Kantonsratsſitze beſchränkt,
während die Klerikalen die anderen drei Viertel
haupten und ſo ſtets über eine gewaltige Mehrheit
gebieten konnten. Zu allen dieſen Ausflüſſen eines
kraſſen und gewiſſenloſen Parteiregiments geſellte ſich
in dieſem Frühjahr noch die Affaire Scacciger, dem
Staatsbuchhalter, der den Staat um ca. 1 Mill.
Franken betrog. Scacciger war ein Schützling, ein
Protektionskind des klerikalen Regiments und es be
durfte damals des gewaltigſten Druckes der öffentlichen
Meinung, um die Regierung zur ehrlichen Aufdeckung
des Falles und zur rückſichtsloſen Verfolgung des
großen Betrügers zu bewegen.

Alle dieſe Vorkommniſſe häuften einen gefährlichen
Zündſtoff auf und es wurde daher vor einigen
Monaten der Plan der Liberalen, auf dem Wege der
Jnitiative eine Verfaſſungsreviſion zu verlangen um
durch eine neugeſtaltete Verfaſſung zu geſünderen Ver
hältniſſen zu gelangen, mit Freude begrüßt. Jn
wenigen Wochen waren weit über die geſetzlich erforder-
lichen 7000 Unterſchriften hinaus, nämlich 10 000, ge-
ſammelt, die nun der Regierung mit dem Begehren
um Veranlaſſung der weiteren geſetzlich vorgeſchriebenen
Schritte übergeben wurden. Die bezügliche Geſetzes-
vorſchrift enthält der Artikel 15 der teſſinſchen Kantons
verſaſſung, welcher lautet: „Die kantonale Verfaſſung
kann ganz oder teilweiſe revidiert werden: a) wenn es
die Mehrheit der Mitglieder des Großen Rates ver-
langt; b) wenn es 7000 Aktivbürger verlangen in den
vom Geſetze beſtimmten Formen. Jn dieſen Fällen
muß der Staatsrat im Verlaufe eines Monats dem
Volke die Frage vorlegen, ob es die Verfaſſung revi-
dieren wolle oder nicht und für den Fall der Bejahung,
ob der neue Verfaſſungsentwurf durch den Großen Rat
oder durch einen Verfaſſungsrat vorbereitet werden
ſolle“ u. ſ. w. Die herrſchſüchtige klerikale Regierung,
die in der Angſt um Erhaltung der Macht die ein
geleitete Verfaſſungsreviſion durchaus nicht mit freund
lichen Augen anſah, ſuchte die Volksabſtimmung über
das Reviſionsbegehren ſo lange hinauszuſchieben, bis
die zumeiſt den Ultramontanen ergebenen Arbeiter von
der Sommerkampagne aus der übrigen Schweiz und
dem Auslande wieder in die Heimat zurückkehren und
ſodann bei der Volksabſtimmung ihre Stimmen eben-
falls in die Wagſchale werfen würden, wobei dann
wahrſcheinlich die verlangte Verfaſſungsreviſion ab
gelehnt worden wäre. Die Volksabſtimmung hätte
nun am Sonntag den 7. September ſtattfinden ſollen
und zwar gemäß des angeführten Verfaſſungsartikels
und da die Regierung am genannten Tage die Volks-
abſtimmung nicht vornehmen ließ, hat ſie ſich un
zweifelhaft der Verfaſſungsverletzung ſchuldig gemacht.
Die Liberalen durchſchauten den Plan der Regierung,
die Erbitterung über dieſe Jntentionen und die Ver-
letzung des Geſetzes wuchs und ſo kam es am Donnerstag
den 11. September, nachmittags, zu den revolutionären
Ereigniſſen in der Kantonshauptſtadt Bellinzona und
in Lugano, worüber bereits berichtet.

Die Regierung der Ultramontanen, zumeiſt aus
Advokaten beſtehend wurde geſtürzt und drei davon
in's Gefängnis abgeführt; dem einen Mitgliede gelan
es, zu entfliehen und der jüngſte Staatsrat, der erſt
27 jährige Roſſi, wurde erſchoſſen. Die neugebildete
proviſoriſche Regierung der Liberalen beſteht in der
Mehrheit ihrer Mitglieder wiederum aus Advokaten

Advokaten führen, ob ſie der klerikalen oder liberalen
Partei angehören, im Kanton Teſſin meiſtenteils das
Regiment.Von den revolutionären Ereigniſſen im Teſſin wurde

faſt die ganze übrige Schweiz und mit ihr auch der
be Bundesrat und der Bundesanwalt einfach überraſcht.

Es wird darüber in der Preſſe geſchrieben:
„Jn Bern war man offenbar blind. Wer den

„Dovere“ las wie ich, ſah die Revolution ſich vor-
bereiten und ihrem Ausbruch entgegengehen. Die
Regierung hat ſich dadurch, daß ſie das von 10000
Bürgern verlangte Begehren um Verfaſſungsreviſion

Verfaſſung und Geſetz hinweggeſetzt und ſich nach den
liberalen Zeitungen außerhalb das Geſetz geſtellt und
iſt keine Regierung mehr. Warum wollte die Regierung
die Abſtimmung aufſchieben Es giebt im Teſſin zwei
Arten von Auswanderung, die permanente überſeeiſche
nach Kalifornien, Auſtralien 2c. und die periodiſche nach
Jtalien, Frankreich, Schweiz (Keſſelflicker, Schmiede,
Maurer Kellner 2c.). Die Leute der periodiſchen
Auswanderung kehren jeden Herbſt nach Hauſe zurück
und entgehen ſomit dem Einfluß der Geiſtlichkeit und
des mit ihr verbündeten Advokatentums nie. Reſpini
wollte offenbar die Abſtimmung hinausziehen bis Mitte
oder Ende Oktober, um die Stimmen der zurückgekehrten
Emigranten, meiſtens Verzasker und Valmaggiotten,
in die Urne werfen zu können daher ſein Aufſchieben
und daher auch das Drängen der Liberalen welche
den Verfaſſungsartikel für ſich hatten. Die periodiſche
Auswanderung konnte entſcheidend ſein. Nach meiner
Meinung hätte der Bundesrat die Pflicht gehabt, bevor
irgend ein Anſuchen in Bern geſtellt wurde, von ſich
aus die Regierung zur rechtzeitigen Abſtimmung zu
zwingen. Er that es nicht. Die Leute, die die Mehr
heit haben denn die Liberalen Teſſins mit den
Ausgewanderten der permanenten Auswanderung, die
durchs Band weg ihrer Weltkenntnis und Lebens-
erfahrung zufolge freiſinnig ſind, haben die entſchiedene
Mehrheit griffen zur Selbſthilfe und putſchten.“

Die liberale und demokratiſche Preſſe der ganzen
Schweiz bedauert zwar das gewaltthätige revolutionäre
Vorgehen der Teſſiniſchen Liberalen, begrüßt indeſſen
doch den Sturz des ſchwarzen Regiments und hofft,
daß nun endlich gerechtere Zuſtände werden geſchaffen
werden. Uebrigens wird trotz alledem nicht überſehen,
daß auch die Liberalen eine Bourgeoispartei und bloße
Klaſſenpolitiker ſind und ſo ſagt auch der „St. Galler
Stadt Anzeiger“ trefflich am Schluſſe ſeiner Betrachtungen
über die Vorgänge im Teſſin:

„Das konſervative Regiment iſt alſo mit dem böſen
Beiſpiel der Verfaſſungsverletzung vorangegangen und
hat damit das Recht verwirkt, ſich über das gewalt-
thätige, verfaſſungs- und geſetzwidrige Vorgehen der
liberalen Aufſtändiſchen zu beklagen.

Wir denken alſo nicht von ferne daran, die Konſer
vativen in Schutz zu nehmen. Die Gerechtigkeit ver
langt, daß beide gleichermaßen als Schuldige verurteilt
werden. Und die allerneueſten politiſchen Ereigniſſe
im Kanton Teſſin beweiſen abermals, daß das Heil
des teſſiniſchen Volkes weder bei den Liberalen, noch
bei den Konſervativen blüht, daß es vielmehr erſt dann
beſſer wird im ſchönen Teſſin, wenn das Volk ſich von
den alten Parteien frei macht und die Leitung ſeiner
Geſchicke ſelbſt in die Hand nimmt.“

Sollten die klerikalen Herrſcher in Belgien die Vor
gänge in Teſſin ſich nicht als warnendes Exempel zu
Herzen nehmen?

und außerdem einem Redakteur des liberalen Haupt-
organs „Dowere“ und einem Jngenieur. Pfaffen und

nicht innerhalb eines Monats dem Volk vorlegte, über

Solitiſche Aeberſicht.
Jn dem Streite der „Sächſ. Arb.Ztg.“ contn

Bebel reſp. Reichstagsfraktion haben wir, wie üher
haupt der überwiegende Teil der Arbeiterzeitungen, unz
paſſiv verhalten und nur unſeren Leſern mitgeteil
daß der eit mit dem Zurücktritt der bisherige
Redakteure endete. Jn ihrem Abſchiedswort reklamiert
die ſcheidende Redaktion für ihre Anſichten auch
Friedrich Engels. Dieſer hat unterm 7. Septbr.
in dieſer Sache eine längere Zuſchrift in der „S. Ag
veröffentlicht, deren Schlußſätze in mehrfacher Beziehung
allgemeines Intereſſe bieten, ſo daß wir dieſelben hier
widergeben. Es heißt da: „Mögen ſie (die akademiſch
gebildeten Elemente nämlich, welche ſich in neueret
Zeit in den Vordergrund gedrängt haben) einſehen
daß ihre ohnehin einer gründlichen kritiſchen Selbſt
reviſion bedürftige „akademiſche Bildung“ ihnen
kein Offizierspatent mit Anſpruch auf entſprechende
Anſtellung in der Partei ausſtellt; daß in unſerer
Partei jeder von der Picke auf dienen muß; daß
Vertrauenspoſten in der Partei erobert werden nicht
durch bloßes litterariſches Talent und theoretiſche Kennt-
niſſe, ſelbſt wenn beide zweifellos vorhanden, ſondern
daß dazu auch Vertrautheit mit den Bedingungen des
Parteikampfs und Eingewöhnung in ſeine Formen, er
probte perſönliche Zuläſſigkeit und Charaktertüchtigkeit,
und ſchließlich willige Einordnung in die Reihen der
Kämpfenden gehört kurz, daß ſie, die „akademiſch
Gebildeten“, alles in allem viel mehr von den Arbeitern
zu lernen haben, als dieſe von ihnen.“

Auf dem Parteitag in Halle wird wahr-
ſcheinlich auch der holländiſche Genoſſe Domela
Nieuwenhuis anweſend ſein.

Die ſozialdemokratiſche Reichstagsfraktion iſt von
einer Berliner Weberverſammlung aufgefordert worden,
im Reichstage den Notſtand der Weber im
Eulengebirge zur Erörterung zu bringen.
Bei dieſer Gelegenheit ſoll beantragt werden, daß die
Arbeitsvermittelung durch die ſogenannten Faktoren
durch Geſetz zu verbieten und den Arbeiterorganiſationen
zu überlaſſen ſei. Ferner ſoll bei Gelegenheit der
Beratung der Gewerbegeſetznovelle beantragt werden,
einen Zuſatz in dieſelbe aufzunehmen, wonach bei
Textil waren der Stücklohn, außer bei abgepaßten
Tüchern, unſtatthaft ſei und die Bezahlung nur nach
Metern, ſowie die Ware vom Webſtuhl komme, ge-
ſchehen dürfe.

Der Nationalrat der franzöſiſchen Sozialdemo-
kraten (Conseſl national du Parti ouvrier français)
hat an die deutſche Sozialdemokratie folgende Anſprache

gerichtet:
Die franzöſiſche Arbeiterpartei an die deutſche Sozial

demokratie!
Deutſche Brüder!

Der kommende 1. Oktober wird die Weihe Eures entſcheiden
den Sieges vom vergangenen 20. Februar ſein!

Jener von den Arbeitern beider Welten freudig begrüßte
Tag wird das Ende der Herrſchaft des gegen Euch, Vorkämpfer
des Proletariats, von dem in Bismarck verkörperten militäri-
ſchen und kapitaliſtiſchen Deutſchland geſchmiedeten Ausnahme
geſetzes ſehen!

So iſt durch Euren 12 jährigen heldenmütigen Kampf wieder
einmal die Machtloſigkeit aller Reaktion, aller Verfolgungen
gegenüber der kommuniſtiſchen Bewegung der Siegerin über
die moderne Geſellſchaft, gezeigt worden.

Zum erſtenmale ſeit 1878 wird Eure Sozialdemokratie freiauf deutſchem Boden in nationalem Kongreß zuſammentreten

können und in ihrer erweiterten und vervollkommneten Organi
ſation friſche Kräfte ſchöpfen, um ihr Werk der Befreiung der
Arbeit zu vollenden.

Der Kongreß zu Halle wird Euch geſchloſſener und kampf
froher denn je zeigen und ſo die angeblichen Spaltungen, er
funden und ausgebeutet von der Bourgeoiſiepreſſe aller Länder

gegen den internationalen Sozialismus, der in Euch einen
mächtigen Ausdruck findet, in ihr Nichts zerfließen laſſen.

—JF
u

Henrik Jbſen und die Hozialdemokratie.
Vor kurzem veröffentlichte der Berliner Bericht-

erſtatter des „Daily Chronicle“ in dieſem Blatte eine
Unterredung mit dem in München wohnenden großen
ſkandinaviſchen Dichter und Sittenſchilderer. Hierbei
ſpielte auch die Sozialdemokratie eine Rolle und zwar
ſollte ſich, nach der Darſtellung des Berichterſtatters,
Jbſen in einem gegen die Partei faſt feindſeligen Sinne
ausgelaſſen haben. Er habe die ſozialdemokratiſche
Frage nie ſtudiert, gehöre der Sozialdemokratie nicht
an und wolle ſeinen Namen nicht für deren Zwecke
ausgenützt ſehen

Es war für jeden, der Jbſen einigermaßen kennt,
von vornherein auf der Hand liegend, daß ſeine
Aeußerungen unmöglich ſo gelautet haben konnten.
Gewiß gehört Jbſen der ſozialdemokratiſchen Partei
nicht als Mitglied an, denn er iſt ein rein individueller
Denker und Forſcher, deſſen Wirkſamkeit nicht auf dem
Gebiete des politiſchen Parteiweſens liegt. Aber, wenn
es ſchon für jeden Denkenden ſelbſtverſtändlich iſt, daß
ein ſo hervorragender Erforſcher der geſellſchaftlichen
Zuſtände ſich unmöglich dem Studium der ſozialen
Frage in ihren ve chiedenen Erſcheinungsformen hat
entziehen können und wollen, ſo wiſſen diejenigen,
welche Jbſens Denken und Wirken eingehender gefolgt
ſind, welches hohe Intereſſe der Dichter gerade für die
Arbeiterbewegung hat, und welche hohe Bedeutung er
den in ihr wirkſamen Triebkräften beimißt. Hat er
doch einſt in einer zu Drontheim in Norwegen ge

holtenen Rede, neben den Frauen, geradezu die Arbeiter
als diejenigen bezeichnet, von welchen die notwendige
Wiedergeburt der Geſellſchaft zu erwarten ſei.

Um aber jeden Zweifel zu beſeitigen, hat ſich ein
Freund der „Münch. Poſt“ an Henrik Jbſen mit der
Anfrage gewandt, ob er ſich nicht zur Sache äußern
wolle. Jn Beantwortung derſelben teilte der Dichter
mit, daß er allerdings vom Berichterſtatter verſchiedent-
lich mißverſtanden worden ſei und deshalb auch bereits
eine richtigſtellende Erklärung an einen Londoner
Freund welcher der ſozialiſtiſchen Partei angehört,
geſandt habe. Er vermute, daß dieſe Erklärung in
engliſchen Blättern veröffentlicht werde und ihren Weg
auch nach Deutſchland finden werde; jedenfalls ſei dies
ſein Wunſch.

Die Richtigſtellung Jbſens lautet in getreuer Ueber-
ſetzung alſo:

Da ein mich berreffender Berliner Bericht des
Daily Chronicle vom 13. Auguſt in mehreren

Punkten geeignet erſcheint, mißdeutet zu werden was
in nordiſchen Blättern auch bereits geſchehen iſt
wünſche ich einzelne mir zugeſchriebene Aeußerungen
richtig zu ſtellen. Es kommt mir nämlich vor, als
ob dieſelben vom Berichterſtatter nicht überall voll
ſtändig und mit voller Deutlichkeit wiedergegeben wären.

„So habe ich z. B. nicht geſagt, daß ich die ſozial
demokratiſche Frage nie ſtudiert habe. Jm Gegenteil
habe ich, ſoweit ich dazu Fähigkeit und Gelegenheit
hatte, inich mit ihr vertraut zu machen geſucht und
zwar mit lebhaftem Jntereſſe. Was ich geſagt habe,

iſt, daß ich nie die Zeit gefunden, die große, um-
faſſende Litteratur zu ſtudieren, welche die verſchiedenen

ſozialiſtiſchen Syſteme behandelt.
„Wo der Berichterſtatter meine Außerung wieder

giebt, daß ich der ſozialdemokratiſchen Partei nicht
angehöre, hätte ich gewünſcht, daß er auch meine aus
drückliche Hinzufügung nicht vergeſſen hätte, daß ich
überhaupt keiner Partei jemals angehört habe, noch
wahrſcheinlich jemals augehören werde. Es iſt mir
nämlich zu einer Naturnotwendigkeit geworden, ganz
auf eigene Hand zu wirken.

„Beſonders irreleitend dürften die Worte des Be
richterſtatters ſein, daß es mich überraſcht habe, meinen
Namen zur Verbreitung ſozialdewokratiſcher Lehren
benützt zu ſehen. Jn Wirklichkeit äußerte ich nur meine
Verwunderung darüber, daß ich, da ich mir zur hauptſächlichen Aufgabe gemacht Menſchencharaktere und

Menſchenſchickſale zu ſchildern, in gewiſſen Punkten
ohne es bewußt und unmittelbar erſtrebt zu haben, zu
den gleichen Ergebniſſen gekommen bin, wie die ſozia
liſtiſchen Moralphiloſophen durch wiſſenſchaftliche For
ſchung. Dieſer meiner Verwunderung gab ich Ausdruck
anläßlich einer Mitteilung des Berichterſtatters über
einen in London gehaltenen Vortrag, welcher, ſeiner
Angabe nach, mein Schauſpiel „Nora“ zum Gegen
ſtande gehabt hatte.

„Dies iſt in aller Kürze, was ich meinen Freunden
erklärt wiſſen möchte, und ich bitte Sie daher, von meinem
Briefe denjenigen Gebrauch zu machen, welchen Sie als

den zweckentſprechendſten erachten. Henrik Jbſen.

Gehei
hinter

Schw
gründ
entſchi

das
„eiſer
daß e
treffen

ſitzt.

wir n
ein

verwe
friesl
mann
treten
erklär
ſchwer
Uebri

Straf
Jahre
(nach

burg,
dergle

erklär
angeh

Lande
ſchlim

burg
dem

wie u
kam,

geweden t

Wunt
noch

ſchuld

zu Hi
wurde

das 9

9. Jn
Marſe
Erlau
worde

noch
Sklav
deutſa

ließ
So b
dageg

desav
Arrany

ländiſ
Deutſ

J. Ju
trotzde

15.

freie
fabri
indem
Meng

zu gel
ledi
halt
dien



igen des

men, er
chtigkeit,

hen der
ademiſch

Irbeitern

wahr
omelag

iſt von
worden,

ber im
ingen.
daß die

Faktoren

ſationen

heit der
werden,

tach bei
gepaßten

ur nach

me, ge

jaldemo-
rancçais)

nſprache

Sozial

tſcheiden

begrüßte

rkämpfer

militäri
usnahme

pf wieder

olgungen
erin über

ratie frei
nentreten

Organi-
iung der

d kampf

gen, er
r Länder
ich einen

ſſen.

T[-„ZS
e, um
hiedenen

wieder
ei nicht

ne aus
daß ich

e, noch
iſt mir

n, ganz

des Be
meinen
Lehren

ir meine

r haupt
re und
Punkten,

aben, zu

e Wo
e Foroben

s über
ſeiner

Gegen

reunden
meinem
Sie als
bſen.

a rpart i, we t Il üu le un en ertart und ehe ſei u e
rogramm und Kongreſſe gemeinſam gehabt hat, will nicht

die Eröffnung Eures Kongreſſes abwarten, um Euch ihre Glück
e darzubringen.m Be zuff, ſelber in Lille zum nationalen Kongreß zu

ſammenzutreten, legen wir Wert darauf, den Bund der
Brüderlichkeit, der uns umſchließt, von neuem zu befeſtigen
und Euch zu h daß wir, im Bewußtſein der Aufgabe,
welche allen ſozialiſtiſchen Parteien obliegt, nicht aufhören
werden, dem Chauvinismus unſerer Staatsleiter jenen großen
Bölkerfrieden entgegenzuſetzen, der jür Euch und für uns
erſte und unerläßlichſte Vorbedingung der Befreiung der
Arbeit iſt. Es lebe die deutſche Sozialdemokratie

Es lebe der internationale Sozialismus!
Der Nationalrat der Arbeiterpartei.

Camescaſſe. G. Créspin. J. Dereure. J. Guesde.
P. Lafargue. Lains.

Paris, 30. Auguſt 1890.
Jn Sachſen beginnen die Behörden bereits das

Vereinsgeſetz als Erſatz des Sozialiſten-
eſetzes zu handhaben. Von der Amtshauptmann-ſcaft Borna iſt eine Verſammlung verboten worden

mit der wörtlichen Begründung „Nach der Perſön-
lichkeit des angemeldeten Referenten kann die Verſamm-
lung nur den Zweck haben, Propaganda für die ſtaats-
gefährlichen Lehren der Sozialdemokratie zu machen.
Dies iſt nach S 5 des Geſetzes über das Vereins und
Verſammlungsrecht vom 22. November 1850 verboten,
und es wird deshalb die Abhaltung der Verſammlung
hiermit unterſagt.“ Und trotzdem das Gezeter über
den Ablauf des Sozialiſtengeſetzes!

Die „vBreslauer Gerichtszeitung' glaubt das
Geheimnis der „eiſernen Maske“ enthüllen zu können,
hinter welchen ſie Gen. Motteler, der ſich in der
Schweiz aufhält und dort den „Sozialdemokrat“ be
gründet hat, vermutet. Zu dieſer Notiz, welche einen
entſchieden denunziatoriſchen Charakter trägt, bemerkt
das „Berliner Volksblatt“: „Daß Motteler die
„eiſerne Maske“ nicht iſt, weiß jeder der ihn kennt;
daß er ſie nicht ſein kann, weiß jeder, der die be-
treffenden Enthüllungen geleſen hat und Urteilskraft be
ſitzt. Wer hinter der „eiſernen Maske“ ſteckt, wiſſen
wir nicht, aber das wiſſen wir, daß nur die Polizei
ein Jntereſſe hat, zu erfahren, wer dahinter ſteht.

Vor einigen Tagen meldeten wir die Gehorſams-
verweigerung von Reſerviſten des 78. Regiments (Oſt-
friesland). Letztere beſtand darin, daß, als ein Her
mann an einem Ruhetage zum Stiefelappell an
treten ließ, 18 Soldaten dazu nicht erſchienen und
erklärten, „das nicht nötig zu haben“. Acht der am
ſchwerſten Belaſteten wurden ſofort abgeführt, die
Uebrigen haben nach Beendigung der Manöver ihre
Strafe angetreten, welche zwiſchen drei und acht
Jahren ſchwankt. Unter den Beſtraften befanden ſich
(nach einem Bericht des „B. Tgbl.“) drei aus Ham-
burg, in deren Sachen ſozialiſtiſche Schriften oder
dergleichen gefunden wurden. Einer der Hamburger
erklärte auf Befragen, daß er der Sozialdemokratie
angehöre.

Aus Raſtatt, 9. September, wird dem „Bad.
Landesboten“ berichtet: Eine brutale, wenn nicht noch
ſchlimmere That, hat der Leutnant Branden-
burg im 25. Regiment von Lützow an ſeinem Burſchen,
dem Musketier Gottſchalk, verübt. Als Gottſchalk,
wie uns mitgeteilt wird, etwas verſpätet nach Hauſe
kam, erhielt er von dem Leutnant mit dem Seiten
gewehr einen Stich in den Hals und einen Hieb auf
den bloßen Kopf, der eine ſieben Zentimeter lange
Wunde hinterließ. Der Leutnant ſah aber auch jetzt
noch nicht ein, daß er ſich eines ſchweren Vergehens
ſchuldig gemacht, ſondern inſultierte die dem Burſchen
zu Hilfe eilenden Leute. Der ſchwerverletzte Musketier
wurde in das Lazarett verbracht. Und trotzdem iſt
das Militär die reine Ferienkolonie.

Oberſt Schöller, der Kommandeur des
9. Jnfanterie- Regiments, welches jenen unglückſeligen
Marſch nach Marktbreit machte, iſt mit Penſion und
Erlaubnis zum Tragen der Uniform verabſchiedet
worden.

Die Berliner „Volkszeitung“ ſchreibt: „Die bisher
noch nicht dementierte Nachricht vom Erlaß eines die
Sklaverei in DeutſchOſtafrika geſtattenden Dekrets des
deutſchen Reichskommiſſars übt, wie ſich vorausſehen
ließ, im Auslande die ungünſtigſte Wirkung aus.
So bringt die „Times“ einen ſehr ſcharfen Leitartikel
dagegen. Werde das Derret nicht ſofort entſchieden
desavouiert, ſo könne von einem freundſchaftlichen
Arrangement behufs Abtretung der reſtierenden feſt
ländiſchen Beſitzungen des Sultans von Sanſibar an
Deutſchland, das England gemäß dem Abkommen vom
I. Juli erleichtern ſolle, nicht die Rede ſein. Und
trotzdem iſt Deutſchland der erſte Kulturſtaat!

Die „Frankf. Ztg.“ ſchreibt aus Görlitz,
15. Sept: Finanzminiſter Dr. Miquel hat die zoll
freie Einfuhr kleiner Mengen von Mühl-
fabrikaten (bis 3 Klg.) ſehr erheblich beſchränkt,
indem er anordnete, daß die Zollfreiheit der in kleinen
Mengen eingeführten Mühlfabrikate nur in dem W
zu gewähren ſei, wenn das eingeführte Mehl u. ſ. w.
l ediglich zur Verwendung im eigenen Haus-
halte eines Bewohners des Grenzbezirks
dient und daß für jeden Haushalt eines Grenz

bewohners an einem und demſelben Tage nicht mehr
als die geſetzlich zuläſſige Höchſtmenge von 3 Klg.
einer der im Zolltarif Poſition 2562 angeführten
Warengattungen eingeführt werden darf. Zuwider
handlungen ſollen als Zolldefraudationen behandelt
werden. Unſere Grenzbevölkerung wird durch dieſe
Verordnung ſchwer geſchädigt.

Frankreich. Der Kongreß der franzöſi-
ſchen Sozialdemokraten, welcher in Lille ſtatt-
findet, wird einen Tag früher zuſammentreten, als der
deutſche Parteitag alſo am 11. Oktober.

Paris, 16. September. Der Poſſibiliſtenführer
und Vertreter des Seinedepartements im Parlament
Joffrin iſt geſtorben. Er war der heftigſte Be
kämpfer Boulangers und verhinderte bis jetzt die Spal
tung der Poſſibiliſtenpartei.

elgien. Brüſſel, 14. September. Am 10. Juli
d. J. ſtarb plötzlich zu Brüſſel der langjährige Unter-
ſuchungsrichter Ketels, eines der geachteſten Mit-
glieder des Brüſſeler Richterſtandes. Man bereitete
ihm eine glanzvolle Beſtattung und die an ſeinem
Sarge gehaltenen Reden feierten ihn als „das Muſter
eines belgiſchen Richters“. Heute iſt derſelbe als ein
abgefeimter Betrüger vor aller Welt entlarvt, welcher
ſeine Stellung auf das Unvürdigſte mißbraucht hat.
Als Teſtamentsvollſtrecker des im Jahre 1888 in der
Brüſſeler Vorſtadt Saint-Joſſe ten Noodt verſtorbenen
alten Fräuleins Mazoor hat er, wie ſich jetzt ergiebt,
den größten Teil der Maſſe für ſich verwendet; die
Erben haben das Nachſehen dem Dienſtmädchen des
Fräuleins hat er nicht nur die Erbſchaft in Höhe von
5000 Franks, ſondern auch bei der Sparkaſſe nieder
gelegte ſauer erſparte 3000 Franks unter dem Ver
ſprechen höherer Verzinſung abgeſchwindelt; einer Frau,
welche er als Unterſuchungsrichter kennen gelernt
hatte, nahm er 100 000 Franks zur ſicheren An-
lage ab und alles Geld wurde, obwohl Ketels
an der Spitze einer „hochgeachteten“ Familie
ſtand, für Frauenzimmer verthan. Wäre dieſes ein
vereinzelter Fall, ſo könnte man darüber hinweggehen,
aber eine ganze Reihe in letzter Zeit erlebter Vorgänge
beweiſt die im Brüſſeler Richterſtande vorhandene
Fäulnis. Den Reigen eröffnete der Generalſtaats
anwalt Crets, welcher als Falſchſpieler entlarvt wurde.
Der Greffier Delannoy ſitzt im Löwener Zuchthauſe,
weil er bei der Aufnahme von Nachlaſſenſchaften
Tauſende in ſeine Taſche ſteckte und obwohl verheiratet,
ſich eine koſtſpielige Maitreſſe hielt. Der General
ſtaatsanwalt Demarets mußte wegen Sittlichkeits-
vergehens kaſſiert werden. Der Abteilungsvorſitzende
am Brüſſeler Zivilgerichtshofe mußte ſeinen Abſchied
nehmen, weil er, um ſeinen Leidenſchaften zu fröhnen,
nicht rückzahlbare Schulden gemacht hatte. Ein Richter
an demſelben Gerichtshofe, welcher die Konkursmaſſen
verwaltete, bezahlte mit deren Beſtänden die tollen
Launen einer Schauſpielerin und ſuchte das Weite, und
heute der Fall Ketels! Kein Wunder, daß die Ar-
beiterblätter triumphierend ausrufen: Seht, da ſind die
Leute, welche die ehrlichen Arbeiter bei jedem Aus-
ſtande hart verurteilen!

Brüſſel, 16. September. Die Preſſe lobt
übereinſtimmend den praktiſchen Sinn der ſozia-
liſtiſchen Führer, welche auf dem Kongreß am letzten
Sonntag den Ungeſtüm der zum ſofortigen General
ſtreik drängenden Bergarbeiter im Zaume hielten. Die
Lage iſt unbeſtreitbar ſehr ernſt, umſomehr als die
Führer der Arbeiterpartei von ihrem Organiſations-
talent vollgültige Proben abgelegt haben. Man glaubt
deshalb, daß die Vorbereitungen zum allgemeinen Aus
ſtand über Erwarten ſchnell beendigt ſein werden. Ein
bedeutſames Zeichen iſt es, daß ſehr gemäßigte Blätter,
wie „Etoile Belge“, die ſich bisher noch ein wenig
gegen die Verfaſſungsreviſion ſträubten, ſie nunmehr
mit allem Nachdruck fordern, um der drohenden Revo
lution vorzubeugen. Sogar einige klerikale Organe

ſcheinen ſtutzig geworden zu ſein.
Großzbritannien. Glasgow, 15. September.

Die Vertreter der Bergleute Schottlands hielten
heute eine Verſammlung ab, auf welcher ſie beſchloſſen,
eine tägliche Lohnerhöhung von einem Schilling zu
fordern. Zugleich wurde eine neue Verſammlung auf
den Donnerstag anberaumt, wo ſie die Antworten der
Arbeitgeber empfangen und die wöchentliche Arbeits
zeit feſtſtellen wollen.

Rußland. Petersburg, 16. September. Jn
dem bevorſtehenedn Nihiliſtenprozeß iſt die Haupt
angeklagte Marie Günzburg, die, nebſt Genoſſen, an
geklagt iſt, in Verbindung mit den Pariſer Nihiliſten
geſtanden zu haben.

Vom BValkan. Bukareſt, 15. September. Wie
Konſtantin Mille in ſeinem, auch vom „Volks-
blatt“ abgedruckten Bericht an die „Wiener Arbeiter
Zeitung“ bereits eingehend dargelegt hat, wollen ſich
die rumäniſchen Sozialiſten durch die Machinationen
der Polizei und durch die von ihr zur Verhetzung der
Arbeiter abgeſandten Pſeudoſozialiſten nicht abhalten
laſſen, bei den bevorſtehenden Gemeindewahlen mit
aller Energie an dem Wahlkampf teilzunehmen. Jn
Bukareſt und Roman werden die Sozialdemokraten
jedenfalls ihre eigenen Kandidaten aufſtellen und

einige davon wohl auch durchdringen. Jn Jaſſy iſt
ein Wahlkompromiß ſeitens der radikalen Demokraten
vorgeſchlagen, der von den Arbeitern bis jetzt noch
nicht zurückgewieſen wurde; allerdings werden von
den Sozialiſten zwei durchaus überzeugungstreue Ge
noſſen als Kandidaten präſentiert, ſo daß kaum zu
befürchten iſt, dieſe könnten durch eine etwaige Unter
ſtützung von radikalbürgerlicher Seite etwas von ihrem
ſozialdemokratiſchen Charakter einbüßen. Doch iſt die
Sache noch nicht entſchieden. Die Errichtung der
Genoſſenſchaftsbäckerei iſt jetzt geſichert; außer den aus
Paris überſandten 5000 Franks haben auch die Bu
kareſter Arbeiter reichliche Beiträge zu dem Fonds bei-
geſteuert, und in den nächſten Wochen veranſtaltet der
Arbeiterverein mehrere Volksfeſte, welche wohl auch
einige Ueberſchüſſe für die Parteikaſſe liefern werden.

Nach den letzthin gemachten üblen Erfahrungen
wird als Mitglied in den Verein künftig niemand
mehr ſofort aufgenommen vielmehr muß jeder Neu
eintretende entweder von Mitgliedern empfohlen werden,
oder ſich einer Prüfungszeit unterziehen.

Auſtralien. Sydney, 14. Septbmber. Die Ar-
beiterkonferenz hat keine Reſolution gefaßt, welche
ſich im Einklange mit einem Beſchluſſe der Arbeitgeber
für die Aufrechterhaltung der freien Kontraktſchließung
erklärt, aber Verbindungen als notwendig im beſten
Intereſſe des Volkes bezeichnet. Die Reſolution er
klärt ferner, daß Zwang gegen das Prinzip des Unio-
nismus verſtoße und daß es den Arbeitern freiſtehen
ſollte, einem Verbande beizutreten und die Arbeit ein
zuſtellen, wenn die Verhältniſſe ihre Jntereſſen benach-
teiligen. Die Arbeiterkonferenz drückt ihre herzliche
Uebereinſtimmung aus mit dem Beſchluß der Arbeit
geber Konferenz bezüglich der Ausdehnung der Arbeit-
geber-Verbände. Nur die Haltung der Arbeitgeber
habe der Arbeiterpartei, die ſtets eine Konferenz
wünſchte, einen Streik aufgedrungen. Eine Ablehnung
der Arbeitgeber, ſich an einer öffentlichen Konferenz zu
beteiligen, würde ihnen die Verantwortlichkeit für die
Fortdauer des Ausſtandes aufbürden. Der Sekretär
der Arbeiter Konferenz hat nämlich die Arbeitgeber
ſchriftlich erſucht, 6 Delegierte zu ernennen, um mit
den Vertretern der Arbeiter die Lage zu beſprechen.
Man glaubt indes nicht, daß die Arbeitgeber dieſe
Zuſchrift beantworten werden.

Die Mannſchaft eines Dampfers in New-
caſtle wurde wegen Arbeitsverweigerung ver-
haftet. Die Wirkungen des Ausſtandes in genanntem
Orte ſind ſehr ernſt.

Lokales.
Halle, 18. September.

Schulferien. Wie wir ſchon mitgeteilt, beginnen die
Schulferien in den Volksſchulen am 20. September und währen
zwei volle Wochen. An den höheren Schulen beginnen die
Ferien erſt am 24. September.

Der Bahnwärter Baumgarten, welcher wegen des bekannten Eiſenbahnunglücks bei Peißen vom hieſigen Land

gericht zu 3 Jahren Gefängnis verurteilt worden war, hat
gegen das gefällte Urteil Berufung eingelegt, ſo daß ſich nun
mehr das Reichsgericht mit der Angelegenheit beſchäftigen muß.

8 Nachdem in der Ausübung nächtlicher Einbrüche in hieſige
Geſchäftslokale eine kleine Pauſe eingetreten war, welche zu
der Annahme faſt berechtigte, daß der Diebſtabls halber ver
haftete Gärtner Sch., bei welchem man aus einem im Juli
mittelſt Nachſchlüſſel verübten Schaukaſten-Einbruch herrührende
Waffen vorgefunden hatte, der unverfrorene Brandſchatzer
geweſen ſei, erweiſt ſich dieſe Annahme als Jrrtum denn in
vorletzter Nacht war die Magdeburgerſtraße Parkbad Nähe
heimgeſucht. Bei dem Materialwarenhändler Seeger und in
der Zigarrenhandlung von Beeck war die Beute in Barem zwargering die Zigarren aber aus letzterem Geſchäft und 4 Flaſchen

Liqueur aus dem Parkbad Reſtaurant werden jedoch wohl gemundet
haben. Man erzählt, daß 2 Perſonen dieſe DiebſtahlSpezialität
ausüben und zwar ſollen dieſelben bei Tage als Damen ver
kleidet (vielleicht richtiger die Damen dieſer „Nachſchlüſſel-
Spezialiſten“) die Gelegenheiten auskundſchaften. Ja, man
fabelt ſogar ſchon von Anmeldungen der Gegenden, in welchen
zunächſt Einbrüche der jetzt ſchon gewohnten Art erfolgen ſollen!

Am Mittwoch abend 6 Uhr ſtürzte aus der 4. Etage
des Archäologiſchen Muſeums der Lehrburſche Max Müller
herab, wobei er ſich die linke Seite verſtauchte und verſchiedene
Hautabſchürfungen erlitt.

Ein großer Diebſtahl wird aus dem benachbarten
Radewell gemeldet. Der dort anſäſſige Pferdehändler Watoſch
(Zigeuner), war vom 27. Juni bis 12. September in Ge
ſchäften abweſend. Bei ſeiner Rückkehr entdeckte er. daß eine
Reihe Gold und Silberſchmuckſachen, welche er im Keller ver
borgen gehalten, geſtohlen worden ſind, und zwar: ein oer
ſilberner Kettenſchmuck im Werte von 700 M., ein großer
goldener Siegelring mit Platte, Wert 300 M., in goldener
Siegelring mit rotem Stein und darin eingraviertem Wappen,
Wert 60 M., 12 einfache goldene Ringe, eine ſolche Korallen
kette mit 7 10-Markſtücken und einem 20-Dollarſtück, Wert
200 M., 10 5-Markſtücke mit Oeſen, eine goldene Uhr, Wert
200 M., 11 alte öſterreichiſche Thaler mit Oeſen (als Knöpfe
zu tragen), 18 20 öſterreichiſche Guldenſtücke (als Weſten
knöpfe zu tragen) und 60 M. bares Geld. Der Verdacht der
Thäterſchaft richtet ſich auf eine beſtimmte Perſon.

Arbeiterbewegung.
Oeffentliche Arbeiterverſammlung. Daß die Ar

beiter von Halle im gegebenen Momente auf dem Platze ſind,
bewies die am Mittwoch abend nach dem „Hofjäger“ einberufene
öffentliche Volksverſammlung. Das geräumige Lokal war bis
auf den letzten Plag beſetzt. Herr Regierungsbaumeiſter Keßler
referierte über: „Das Koalitionsrecht der Arbeiter und die
Notwendigkeit der Generalkommiſſion der Arbeiter aller Berufe.“
Referent führte folgendes aus: Die heutige Wirtſchaftsform
kennt kein Geſetz nach Recht. Unbekümmert um das Wohl
ſeiner Mitmenſchen, produziert jeder darauf los, wie es ihm



beliebt. Uns h man ſchon vielfach, weil wir hier
gegen proteſtieren, den Vorwurf gemacht, daß, weil wir die
möglichſte Freiheit des Einzelnen wollen, und hiergegen pro-
teſtieren, durch letzteres gegen unſer Prinzip handeln. Dieſes
iſt nur ſcheinbar recht. Es gleicht die Freiheit in der heutigen
Wirtſchaftsweiſe dem Räuber, der dem friedlichen Wanderer die
Piſtole auf die Bruſt ſetzt und die Freiheit der Wahl
zwiſchen Leben oder Geld läßt. Es ſtehen ſich heute zwei Klaſſen

egenüber, die Beſitzenden und die Beſitzloſen. Die Arbeiterkraft
iſt ein köſtliches Ding; ſie gewinnt aber erſt an Wert, wenn
man ſie verkaufen kann. Falls letzteres nicht eintritt hält bei
den Arbeitern Not und Elend ihren Einzug. Der Kapitaliſt
lebt ohne Not je nach der Größe ſeines Beſitzes auch längere
Zeit, auch wenn er keine Arbeitskräfte kaufen kann. Wenn bei
einem Ausſtand die Arbeitgeber 300 000 Mk., wie Siemens in
Dresden oder wie der Graf Douglas in Berlin 1 Million
hierbei opfern können, haben die Arbeiter einen ſchweren Kampf
u beſtehen. Glücklicherweiſe ſind ſolche Vorkommniſſe ſelten.

er Staat iſt verpflichtet in der heutigen Zeit den wirtſchaftlichSchwächeren gegen den Stärkeren zu ſhn en. Nur auf dem

Wege der Vergeſellſchaftlichung iſt unſere Lage dauernd zu ver
beſſern. Um dieſes zu erreichen, muß die wirtſchaftliche Ord-
nung eingeführt werden. Wenn heute der Friede zwiſchen
Arbeit und Kapital ſcheinbar eine zeitlang beſtehe, ſo ſei dieſes
nur ein Waffenſtillſtand. Das Proletariat, zu welchem alle
diejenigen gehören, welche von dem Verkaufe ihrer Arbeitskraft
leben, iſt leider noch uneiniger wie die Kapitaliſten. Hierdurch
können die Kapitaliſten deſto beſſer im Trüben fiſchen. Die
Handarbeiter, die größere Zahl unter dem Proletariate und
der gedrückteſte Stand, habe zuerſt die Lage erkannt und des
halb Hand an's Werk zur Verbeſſerung ſeiner Lage gelegt.
Von dem Rechte der Vereinigung, um eine Verbeſſerung ihrer
Lage dadurch herbeizuführen, welches wir ſeit 1869 erhalten,
ſind leider noch ein großer Teil der Arbeiter ausgeſchloſſen.
Unſer Koalitionsrecht, wenn auch mit vielen Verklauſulierungen
verſehen, glättet doch eine zeitlang die Wogen des Kampfes
ums Daſein, welche aus dem Raubbau der heutigen Produktion
entſtehen. Auf die Dauer laſſe ſich allerdings durch Gewerk
ſchaften die Lage der Arbeiter nicht beſſern. Wenn die Ar-
beiterOrganiſationen mit allen Rechten ausgeſtattet werden,
könnten diejenigen recht haben, welche glauben, daß durch ge
werkſchaftliche Vereinigungen der Kampf ums Daſein vermieden
werden könne. Daß dieſes nicht geſchehe, beweiſen England
und Frankreich, wo wenigſtens in erſterem Lande das denkbar
günſtigſte Koalitionsrecht für die Arbeiter beſtehe. Redner be
leuchtet hier näher die Verhältniſſe der Gewerkfchaften in dieſen
beiden Ländern. Jnfolge des freien Rechtes der Ver-
einigung haben erſt die Arbeiter in England in letzter Zeit
erkannt, daß nur durch Abänderung der Produktionsweiſe ihre
Lage dauernd gebeſſert werden kann. Des weiteren führt
Redner einige Beiſpiele über die verſchiedene Handhabung des
Vereinsgeſetzes, den Arbeitern und Arbeitgebern gegenüber, an.

komme noch das nun glücklicherweiſe zu Ende gehende
ozialiſtengeſetz, welches wie ein Alp auf den Arbeiterſtand

gelaſtet habe. Durch das Vorgehen Bismarck-Puttkammer ſei
die Bourgeoiſie zu dem Glauben gekommen, daß ihr Geldbeutel
der Staat ſei. Jetzt, da dieſe beiden Männer von der Bild
fläche verſchwunden, haben die Kapitaliſten den Kampf gegen
die Arbeiter ſelbſt aufgenommen. Ganz recht habe der ultra
montane Sozialpolitiker Freiherr v. Fechenbach, wenn er ſage,
der Arbeiter erhalte das nötige Futtergeld nicht mehr. Man
mache heute Rechenexempel von ſeiten der Bourgeois, wie der
Arbeiter mit Häringslake und Wurſtſuppe ſein Daſein friſten
könne. Wer darüber hinausgehe, ſei ein Unzufriedener. Das
Herbeiholen billiger Arbeitskräfte aus unkultivierten Gegenden
komme einem Vernichten unſerer Kultur gleich. Wieweit man
die Arbeiter in der Unwiſſenheit erharten wolle, zeige das Vor
gehen der Herren Oechelhäuſer und Genoſſen, welche den Ar
beitern weismachen wollen, daß die Jnduſtie zu grunde ginge,

Auf der andern Seite wirdwenn ſie höheren Lohn fordern.
neben dem größeren Luxus der Kapitaliſten die Dividenden
Zahlung eine immer höhere.
Arbeitern mit Enthaltſamkeit voran gehen.
Lohnkampf ein Klaſſenkampf geworden. Auf letzteren muß der
Arbeiter aufmerkſam gemacht werden.

Kampf führen. Hierzu ſeien die Generalkommiſſionen da. Wir
Arbeiter werden zeigen daß wir den Druck abzuhalten im

Gelegenheit zum
gewaltſamen Vorgehen darf unſern Gegnern nicht gegeben

Jede Abſchlagszahlung wird dankend angenommen,
ohne uns hierdurch von unſerm Prinzip abbringen zu laſſen.
Erreichen wir auch das gelobte Land nicht, ſo können wir doch
mit dem Bewußtſein ſcheiden, unſere Pflicht als Menſchen ge
than zu haben, wenn wir für die Verbeſſerung unſerer Lage

Allgemeiner Beifall folgte dem intereſſanten
Der Vorſitzende Herr Kaulich ließ, nachdem ſich

niemand zu den beiden inzwiſchen eingegangenen und ver-
leſenen Reſolutionen als Redner gemeldet, über dieſelben ab-

Die Reſolutionen, welche mit großer Majorität an-

ſtande ſind, und wenn er noch ſo ſtark iſt.

werden.

Wort haben.
ortrag.

ſtimmen.
genommen wurden, lauten

I

1. Die General- Kommiſſion hat den Zweck, über alle Vor
kommniſſe in der hieſigen Arbeiterbewegung zu wachen.

2. Anträge zu Generalſtreiks der einzelnen Gewerkſchaften
ſind ſofort bei Beginn der Lohnbewegung an die General-
Kommiſſion zu richten, welche dieſe genau zu prüfen hat.

2. Bei Streiks die ohne die Einwilligung der General
Kommiſſion inſzeniert werden, iſt eine neutrale Stellung ein
n wohingegen bei partiellen Streiks nur dann eine

usnahme zu machen iſt, wenn die Genehmigung nachträglich

Mögen die Kapitaliſten erſt den
Jetzt iſt aus einem

Nicht die einzelnen Ge-
werkſchaften, ſondern die vereinigten Gewerkſchaften müſſen den

nachge t wird, da ſich dieſelben ihrem Naturell gemäß ſchneller
entwickeln.

4. Bei Abwehrſtreiks, bei welchen es ſich vornehmlich um
die Aufrechterhaltung der Organiſation handelt, hat die
General- Kommiſſion unverzüglich einzugreifen und alle geſetz
lichen Mittel in zu bringen, um dieſelben ſiegreich
durchzuführen, damit den Arbeitern das Koalitionsrecht, das
ihnen durch den S 152 der Gewerbeordnung gewährleiſtet iſt,
nicht durch das Ausbeutertum völlig illuſoriſch gemacht werde.

5. Die Vertreter der einzelnen Gewerkſchaften in der General
Kommiſſion haben in nächſter Zeit der Kommiſſion einen klaren
Situationsbericht über die Verhältniſſe in ihrer Gewerkſchaft

vorzulegen event. ſtatiſtiſche Erhebungen vorzunehmen.
II

1. Die einzelnen Gewerkſchaften re in hergebrachter Weiſe
die Sammlungen, zu ihren Generalfonds oder zur Unterſtützung
von Ausſtänden, weiterzuführen.

2. Sollte es ſich bei größeren Ausſtänden als nötig erweiſen,
ſo hat die General Kommiſſion für Aufbringung von Geldern
Sorge zu tragen. Die Form der event. Sammlungen bleibt
ihr ſelbſt überlaſſen.

3. Sind nach einem Ausſtand noch überflüſſige Gelder in
den Händen der Kommiſſion, ſo ſind dieſelben zu ſpäteren Ar
beitseinſtellungen zu reſervieren.

Zur Diskuſſion nahm zuerſt Herr Siegel, welcher den Ar
beitern noch aus der Wahlzeit her bekannt iſt, das Wort, um
ſeine Entrüſtung über einen Artikel in der „Halleſchen Zeitung“,
in welchem in entſtellender Weiſe über die Bergleute hergefallen
wird, auszuſprechen. Nachdem noch einige praktiſche Winke
gegeben und die Anweſenden zum Abonnement auf das hieſige
„Volksblatt“ aufgefordert, wurde die Verſammlung mit einem
dreimaligen Hoch auf die Arbeiterbewegung geſchloſſen.

Hamburg, 13. September. Situationsbericht über
die Ausſperrungen. Jn der Lage der Ausſtände iſt ſeit
unſerem letzten Bericht keine Aenderung von irgend welcher
Bedeutung eingetreten. Noch immer ſind es die Glas macher
und die Gasarbeiter, welche unterſtützungsbedürftig ſind.
Erſtere zählen in Bergedorf noch immer 98 Ausſtändige, in
Ottenſen 157. Die Zahl der gemaßregelten Gasarbeiter iſt
auf 30 ſtehen geblieben, lauter Familienväter. Die Ewerführer
haben für die Familien von 12 Jnhaftierten zu ſorgen.

Jn Gera fand am Sonnabend eine öffentliche Verſamm
lung der Arbeiter der mechaniſchen Webereien ſtatt,
in welcher die Rechnungslegung des Streikausſchuſſes erfolgte;
nach derſelben gingen von auswärts (aus 267 Ortſchaften) zu
Unterſtützungszwecken ein 8906 M. in Gera und Umgegend
wurden geſammelt 4977 M.; die Einnahmen ſtellten ſich bar
überhaupt auf 13 883 M. Außerdem gingen noch verſchiedene
Naturalien ein. Den Einnahmen ſteht eine Ausgabe von
13805 M. gegenüber. Davon gelangten in Gera ſelbſt 11927
Mark zur Verteilung. Nach Greiz gingen 1100, nach Hamburg
50 Mark.

Greiz, 16. September. Jn einer am Sonnabend ab-
gehaltenen Textilarbeiterverſammlung kam es zu Auseinander-
ſetzungen wegen der Verwaltung der eingegangenen Unter
ſtützungsgelder. U. a. wurde dem Streikausſchuß der Vorwurf
gemacht, zuerſt für ſich, ſodann erſt für die Ausſtändigen geſorgt
zu haben. Jn derſelben Verſammlung wurde eine ſchwarze
Liſte verleſen, welche die Fabrikanten aufgeſtellt haben und die
die Namen derjenigen enthält, die ſich während des Streiks
beſonders thätig gezeigt haben. Die meiſten derſelben haben
bis jetzt noch keine Arbeit erhalten. Die Liſte iſt ſehr geheim
gehalten worden und gelangte trotzdem in die Hände der
Arbeiter.

Jn Schwerin droht ein Ausſtand der Klempner-
geſellen auszubrechen, da die Meiſter auf die von den Geſellen
verlangte 10ſtündige Arbeitszeit nicht eingehen wollen und
außerdem verlangen, daß die Geſellen aus dem Fachverein
austreten ſollen.

Mons, 16. September. Die Arbeiter des Steinkohlen
bergwerks Saint Julien in Bracquignies (Borinage) haben
den Ausſtand erklärt. Es wird ein rapides Umſichgreifen
des Streiks befürchtet. Gerade von dieſem Bergwerk ging im
Jahre 1887 der allgemeine Streik im Borinage aus.

Deutſcher Tiſchler Verband.
Wie uns mitgeteilt wird, hat der Verband der Holzinduſtriellen

in NürnbergFürth beſchloſſen, diejenigen Arbeiter, welche ſich
hervorragend an der diesjährigen Bewegung für den 10ſtündigen
Arbeitstag beteiligten, zu maßregeln und iſt zu dem Zweck eine
ſchwarze Liſte angefertigt. Der Anfang mit der Maßregelung
iſt bereits durch Fabrikant Moſer, Vorſitzenden des Verbandes,
gemacht worden.

Jndem wir die Kollegen allerwärts hiervon in Kenntnis
ſetzen, richten wir das dringende Erſuchen an dieſelben, den
Zuzug nach Nürnberg-Fürth ſtrengſtens fernzuhalten.

Mit Gruß und Handſchlag
Stuttgart, September 1890.

Karl Kloß, Verbands-Vorſitzender.

Aufforderung.
Wir erſuchen unſere Abonnenten, welche unſer Blatt

unregelmäßig zugeſtellt oder in keinem ſauberen Zu

ſtande erhalten, uns ſofort Meldung zu machen, da-
mit wir Abhilfe ſchaffen können.

Die Expedition.

e

Standesamtliche Rachrichten.
Halle, 17. September.

Aufgeboten: Der Hilfsbremſer Hermann Schwiuntek und
Emilie Koth (Forſterſtraße 26 und Königſtraße 38). Der Hand.arbeiter Wilhelm Mickler und Emilie Tinſchert (Wuchererſtraße z

und Henriettenſtraße 21). Der Schloſſer Otto Gebhardt und
Karoline Müller (Luckengaſſe 6 und Wie es 30). Der
Handarbeiter Karl Gigner und Jda Linke (Gr. Brauhausg.
gaſſe 27 und Weingärten 29). Der Kaufmann Karl Conrqh
und Luiſe Koch Lindenſtraße 1 und Dorotheenſtraße 3). Der
Reſtaurateur Richard Wahl und Johanne Abeſſer (Kalbe g.
Schloßvorſtadt und Mühlweg 23a). Der da eee Otto
Küſtenbrück und Thereſe e kir 7 3). Der Müller
Ludwig Rumpf und Friederike Thierfelder (Trotha und Döllniz
Der Steinmetz Rudolph Zander und Schierge (Leipjig
und Altenburg). Der Schriftſetzer Friedrich Nette und Henriette
Dietze (Halle und Köthen). Der Schneider Karl Lobe und
Emma Hoffmann (Halle und Radewell).

Eheſchließungen: Der Königliche SalzSteuerEinnehmer
Hermann Bertram und Anna Meyer (Mangsſelderſtraße 40
und Karlfſtraße 4). Der Handarbeiter Nicolaus Knop und
Friederike Ernſt (Pfännerhöhe 1a). Der Dienſtmann Karl
Huth und Johanne Küntzlin (Oberglaucha 9). Der Bahnarbeiter
Wilhelm Edel und Emilie Köke (Brunnengaſſe 10).

Geboren: Dem Referendar a. D. Karl Mertens eine T.
Luiſe Marie (Gr. Wallſtraße 43). Dem Handarbeiter Guſigh

eine T., Martha Elſa Frieda (Harz 18). Dem Bremſer
ouis Elſter eine T., Margarethe Anna (Dryanderſtraße 2

Dem Bäckermeiſter Adolf Franke ein S., Friedrich Karl Vern.
hard Reilſtraße 1). Dem Konditor Friedrich Kieling ein S.
Wilhelm (Gr. Steinſtraße 32a). Dem Rittergutsbeſitzer Oskar
Peter eine T., Eugenie Julie Olga Helene (Heinrichſtraße 10).
Dem Eiſendreher Ernſt Kräuter ein S., Ernſt Hugo (Schwetſchke-
ſtraße 7). Dem Brauer Hugo Engel eine T., Alwine Mathilde
(Schmiedſtraße 12). Dem Handarbeiter Franz Schmidt eine T.
d Luiſe (Gr. Ulrichſtraße 52). Dem Handarbeiter Hermann

chmelzer eine T., unbenannt (Hirtengaſſe 12). Dem Handarbeiter
Friedrich Zietſch ein S., Friedrich Karl Theodor (Taubenſtraß 4)
1 unehel. T.

Geſtorben: Des Schloſſer Rudolph Janecke S. Rudolph,
2 M SStreiberſtraße 27). Des Bäcker Guſtav Lindner S.
Wilhelm, 4 M. (Liebenauerſtraße 6). Des Handarbeiter Emil
Richter T. Gertrud, 5 Mon. (Diemitz). Die Witwe Luiſe
Matzdorf geb. Peter, 48 J. (Diakoniſſenhaus). Des Hand-
arbeiter Ferdinand Dienemann S. Ferdinand, 9 M. (Kl. Brau
hausgaſſe 7/8). Der Schneidermeiſter Karl Jannowsky, 57 J.
We Des Handarbeiter Hermann Schmelzer T., (Hirten
gaſſe 12).

Stadttheater zu Halle a. S.
Freitag den 19. September 1890.

6. Vorſtellung. 6. Abonnements- Vorſtellung.
(Farbe: rot.)

Anfang 7 Uhr. Ende 10 Uhr.
Zum 1. Male

Coeur- Dame.
Luſtſpiel in 1 Aufzug von Max Bernſtein.

Perſonen:
Franz von Staff
Ella, ſeine Frau

Ferdinand Rinald.
Adele RinaldPauli.

Herr von Belling Adolf Schumacher.
Jean, Diener bei Staff Edmund Doß.

Hierauf zum 1. Male:

Das Ende vor dem Anfang.
Luſtſpiel in 1 Aufzug von Siegmund Schleſinger.

Perſonen:
Robert Friedrich.
Jenny Schneider.

Brockelmann
Dorothea, ſeine Tochter
Leo von Müggenbach Carl Rückert.
Viktor, ſein Neffe Adolf Schuhmacher.

Ort der Handlung: Bei Brockelmann.
Sodann zum 1. Male

Wer das Grössere nicht ehrt, ist
das Kleinere nicht Wert.

Luſtſpiel in 1 Aufzug von Siegmund Schleſinger.
Perſonen:

Klupp.
Albert Sänftig, ſein Geſchäftsreiſender
Minna, Klupps Nichte
Olga, Klupp's Tochter
Max Högenberg

Karl Rückert.
Karl Friedau.
Adele Dersky.
Jenny Schneider.
Ludwig Hofmann.

Zum Schluß zum 1. Male:

Drei Frauenhüte.
Luſtſpiel in 1 Akt von Anna Brentano.

Perſonen:
Karl Rückert.
Adele RinaldPauli-
Robert Friedrich.
Lilli Dorbach.
Ferdinand Rinald.

Morriſſet, Rentier
Jeanne, ſeine Frau.
Gobineau, Schiffskapitain a. D.
Clariſſe, ſeine Frau.
Alfred Richard
Lucy v. Beaulien, eine junge Witwe Jenny Schneider.
Julie, Kammerfrau bei Morriſſet Adele Derskhy.

Ort der Handlung: Paris.
Nach jedem Akt 6 Minuten Pauſe.

Möbel, Spiegel- und PolſterwarenLager
von

Wilh. Grothe,
Jakobſtraße 2. Tiſchlermeiſter,

Solide Preiſe.
z Eigene Tapezierer- Werkstatt. De

ladet

W. W zum Kronprinz
Giebiehenstein

W Freitag zum Schlachtfeſt

Rechtssa chen.
Klagen u. deren Entgegnungen.

Verträge Teſtament
Akkorde, Schriftſätze aller Art fertigt,

Jakobſtraße 2.
Reelle Bedienung.ſiss1 abends Stamm

Vorb. Doutcher üllergesellen

Sonnabend den 21. Sept. nachm. 3 Uhr

Schmier- u. Waſchſeiſen
aller Art zu alten billigen Preiſen,Soda, Stärke, Waſ chblau und

g

empfiehlt Mittagstiſch à Portion 40 Pfg.,
ff. Lagerbier à Glas 10 Pfg., früh z

Briketts
in Fuhren à 30 Zentner frei Gelaß

60 und 63 Pfg. per Zentner,
ſte Ware,bePresstorſ, 1000 tig 12,50 Mark.

freundlichſt ein. [(15383 Vertretung bei Terminen ſorgt

Sseholz' Speisewirtsehafé 850 wr. Wallſtraße 35 [1387 W u öcle 3
VolksAnwalt, Geiſtſtr 5/6.

Hausbatkenbrot!
s Pfund 75 Pfg. empfiehlt täglich friſch

1407] Bäckerei große Klausſtraße a.

Ein Mädchen zu errrn
78.

D

Monats Verſammlun See er2 it 2 o t, billie d iſt, geſust, Leipzigerſtraßeim -Derſan g Felix Säolli, oder e m a 1372 Anſtänd. Schlafſtelle für Fräulein oder Herrn
1532] Der Vorſtand. Viebichenſtein, Brunnenſtr. 2. Rud. Wern tanenh, Leſſingſtr. 16. 1580)] Alte Promenade 16a, 2 Tr.

Redaktion von von Benthin a Comp. ſämtlich in Halle a. S.Rich. Jllge, Verigg von Aug. Oroß, Drudk
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